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(1) Der Schulbetrieb, einschließlich des Schulsports, der Ferienschule und der Feriensprachkurse, 
findet gemäß den Vorgaben des für die Angelegenheiten des Schul- und Unterrichtswesens 
zuständigen Ministeriums im Einvernehmen mit dem für die gesundheitlichen Angelegenheiten 
zuständigen Ministerium statt. Der „Hygieneplan-Corona für die Schulen in Rheinland-Pfalz“, 
veröffentlicht auf der Internetseite des Ministeriums für Bildung, in seiner jeweils geltenden 
Fassung, ist anzuwenden; dabei gelten die Maskenpflicht nach § 3 Abs. 2 Satz 2 und die Pflicht 
zur Kontakterfassung nach § 3 Abs. 4 Satz 1 nach Maßgabe des „Hygieneplans-Corona für die 
Schulen in Rheinland-Pfalz“. Die Teilnahme am Präsenzunterricht ist nur zulässig für Schülerinnen 
und Schüler, die genesen oder geimpft sind, oder die zweimal in der Woche in der Schule mittels 
eines anerkannten Tests auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 getestet werden 
oder die zu Beginn des Schultages über einen Nachweis verfügen, dass keine Infektion mit dem 
SARS-CoV-2-Virus vorliegt. Der Nachweis muss tagesaktuell oder vom Vortag sein, ihm steht die 
qualifizierte Erklärung der Eltern, Erziehungs- oder Sorgeberechtigten über das negative 
Ergebnis eines unter ihrer Aufsicht zuhause tagesaktuell oder am Vortag durchgeführten Tests 
gleich; § 3 Abs. 8 findet keine Anwendung. Alle Testergebnisse sind von den Schulen wöchentlich 
anonymisiert in elektronischer Form an die Schulaufsicht zu übermitteln. Für das Betreten der 
Schule durch Lehrkräfte und sonstige in der Schule beschäftigte Personen gelten die Vorschriften 
des § 28 b Abs. 1 und 3 IfSG. Für Eltern, Sorgeberechtigte und sonstige Personen, die das 
Schulgelände betreten, gilt die Testpflicht nach § 3 Abs. 5 Satz 1. Sofern der reguläre Unterricht 
wegen der in den Sätzen 1 und 2 genannten Vorgaben nicht im vorgesehenen Umfang als 
Präsenzunterricht stattfindet, erfüllen die Schulen ihren Bildungs- und Erziehungsauftrag durch ein 
pädagogisches Angebot, das auch in häuslicher Arbeit wahrgenommen werden kann. Die 
Schulpflicht besteht fort und wird auch durch die Wahrnehmung des pädagogischen Angebots zur 
häuslichen Arbeit erfüllt. Schülerinnen und Schüler, die aus Infektionsschutzgründen nicht am 
Präsenzunterricht teilnehmen, erhalten ein pädagogisches Angebot zur häuslichen Arbeit. 
 
(2) Von einer Maskenpflicht nach Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 ausgenommen sind in den 
Förderschulen ohne weiteren Nachweis Schülerinnen und Schüler, die aufgrund ihrer Behinderung 
keine Maske tragen oder tolerieren können. Weitere Ausnahmen von der Maskenpflicht sind aus 
schulorganisatorischen oder persönlichen Gründen, soweit diese Gründe nicht dauerhaft 
bestehen, zeitlich begrenzt im erforderlichen Umfang zulässig. Dies gilt insbesondere beim 
Sportunterricht und in der Pause im Freien, zur Nahrungsaufnahme sowie bei Prüfungen und 
Kursarbeiten. § 3 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 bis 3 gilt entsprechend, mit der Maßgabe, dass die 
Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit der Einhaltung der Maskenpflicht durch eine ärztliche 
Bescheinigung glaubhaft zu machen ist, aus der sich mindestens nachvollziehbar ergeben muss, 
auf welcher Grundlage die ärztliche Diagnose gestellt wurde und aus welchen Gründen das 
Tragen einer Maske im konkreten Fall eine unzumutbare Belastung darstellt. Die Tatsache, dass 
die ärztliche Bescheinigung vorgelegt wurde, die ausstellende Ärztin oder der ausstellende Arzt 
sowie ein eventueller Gültigkeitszeitraum der Bescheinigung darf in der Schülerakte dokumentiert 
werden. Das Fertigen einer Kopie ist nicht zulässig. In den Fällen einer Befreiung aus persönlichen 
Gründen nach Satz 2 ist ein Mindestabstand von 1,5 Metern zu anderen Personen einzuhalten. 
Näheres regelt der „Hygieneplan-Corona für die Schulen in Rheinland-Pfalz“. 
 



(3) Die Regelungen zur Befreiung von der Maskenpflicht gelten entsprechend für eine etwaige 
Befreiung von Schülerinnen und Schülern von der Pflicht zur Teilnahme am Präsenzunterricht. 
 
(4) Abweichungen von den in Absatz 1 genannten Vorgaben sind für Schulen in freier Trägerschaft 
möglich; sie bedürfen der Zustimmung der Schulbehörde. 
 
(5) Ist der Präsenzunterricht aufgrund einer Verfügung der örtlich zuständigen 
Gesundheitsbehörden untersagt, wird eine schulische Notbetreuung eingerichtet. Schülerinnen 
und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, Schülerinnen und Schüler, deren häusliche 
Lernsituation nicht ausreichend förderlich ist, und Schülerinnen und Schüler der Klassenstufen 1 
bis 7, bei denen eine häusliche Betreuung nicht oder nur teilweise gewährleistet werden kann, 
können die Notbetreuung in Anspruch nehmen. Soweit Schülerinnen und Schüler an der 
Notbetreuung in den Schulen teilnehmen, findet dort ein an die Situation angepasstes 
pädagogisches Angebot statt. Für Schülerinnen und Schüler sowie Lehrkräfte und andere 
Personen in der Notbetreuung gilt auch während der Betreuungsmaßnahmen die Maskenpflicht 
nach § 3 Abs. 2 Satz 2 entsprechend. 
 
(6) Die Durchführung von Präsenzveranstaltungen und Prüfungen an den Staatlichen 
Studienseminaren für Lehrämter richtet sich nach den Vorgaben des für die Lehrerinnen- und 
Lehrerausbildung zuständigen Ministeriums und erfolgt unter Beachtung des „Hygieneplans 
Corona für die Studienseminare in Rheinland-Pfalz“, veröffentlicht auf der 
Internetseite des Ministeriums für Bildung, in seiner jeweils geltenden Fassung. 
 
(7) Die Durchführung von Präsenzveranstaltungen im Rahmen der Fort- und Weiterbildung von 
Lehrkräften durch das Pädagogische Landesinstitut richtet sich nach den Vorgaben des fachlich 
zuständigen Ministeriums und erfolgt unter Beachtung des „Hygieneplans-Corona für 
die Schulen in Rheinland-Pfalz“. 
 
(8) Für Schulen für Gesundheitsfachberufe nach dem Landesgesetz über die 
Gesundheitsfachberufe vom 7. Juli 2009 (GVBl. S. 265, BS 2124-11) in der jeweils geltenden 
Fassung sowie für Pflegeschulen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Landesgesetzes zur Ausführung 
des Pflegeberufegesetzes vom 3. Juni 2020 (GVBl. S. 212, BS 2124-13) in der jeweils geltenden 
Fassung gelten die Regelungen der Absätze 1 bis 3 entsprechend. Abweichungen von den in 
Absatz 1 genannten Vorgaben sind möglich; sie bedürfen der Zustimmung der Schulbehörde. 
 
 

§ 15 
Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflege 

 
(1) An allen Kindertagesstätten findet der Regelbetrieb ohne Einschränkungen im 
Betreuungsumfang statt. Findet der Regelbetrieb nach Satz 1 in Abweichung von der jeweiligen 
Konzeption der Einrichtung statt, erfolgt dies in Abstimmung zwischen den Beteiligten vor Ort 
(Träger, Leitung, Elternausschuss). Gemäß § 24 erlassene 
Allgemeinverfügungen sowie Einzelverfügungen zur Schließung von Einrichtungen in den 
Landkreisen und kreisfreien Städten bleiben hiervon unberührt. 
 
(2) Soweit es die besonderen Umstände vor Ort rechtfertigen, können durch Allgemeinverfügung 
der Kreisverwaltungen, in kreisfreien Städten der Stadtverwaltungen als Kreisordnungsbehörden, 
auch organisatorische Maßnahmen zur Aufrechterhaltung des Regelbetriebes getroffen werden. 
Organisatorische Maßnahmen im Sinne des Satzes 1 können z.B. konstante Angebots- bzw. 
Personalzuordnungen sein, die aber nicht einer pädagogischen Gruppe entsprechen müssen. 
Zugunsten der Umsetzung der organisatorischen Maßnahmen kann das Betreuungsangebot in 
den Bring- und Holzeiten eingeschränkt werden. Sofern Spielräume für die Ausgestaltung 
organisatorischer Maßnahmen innerhalb der Einrichtungen gewährt sind, sind diese im 
Einvernehmen mit den Beteiligten vor Ort (Träger, Leitung, Elternausschuss) auszugestalten. 
Werden, etwa auf Grundlage des § 24, Betreuungsangebote über Maßnahmen nach Satz 1 hinaus 



eingeschränkt, ist eine Notbetreuung nach den Sätzen 6 bis 8 zuzulassen. Die Notbetreuung 
kommt vor allem für folgende Personen infrage: 
 
1. Kinder in Kindertageseinrichtungen mit heilpädagogischem Angebot, soweit deren Betrieb für 
die Betreuung und Versorgung besonders beeinträchtigter Kinder und Jugendlicher unverzichtbar 
ist; 
2. Kinder, deren Eltern die Betreuung nicht auf andere Weise sicherstellen können, insbesondere, 
wenn beide Elternteile einer Erwerbstätigkeit, einem Studium oder einer Ausbildung nachgehen 
müssen, sowie Kinder berufstätiger Alleinerziehender; 
3. Kinder in Familien, die sozialpädagogische Familienhilfe nach § 31 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch oder teilstationäre Hilfen zur Erziehung nach § 32 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch erhalten; 
4. Kinder, bei denen die Einrichtungsleitung zu dem Schluss kommt, dass die Betreuung im Sinne 
des Kindeswohls geboten ist; deren Sorgeberechtigten sollen ermuntert werden, die Notbetreuung 
in Anspruch zu nehmen; 
5. Kinder im letzten Kindergartenjahr (Vorschulkinder). Der Bedarf für eine Notbetreuung ist von 
den Eltern und anderen sorgeberechtigten Personen glaubhaft darzulegen. Ein schriftlicher 
Nachweis ist nicht erforderlich. Unabhängig hiervon werden die Eltern in diesen Fällen dringend 
gebeten, ihre Kinder wann immer möglich zu Hause zu betreuen. 
 
(3) Für Eltern, Sorgeberechtigte und sonstige Personen, die sich über die Bring- oder Holsituation 
hinaus innerhalb der Einrichtungsräume aufhalten, gilt die Testpflicht nach § 3 Abs. 5 Satz 1; dies 
gilt auch für Begleitpersonen im Rahmen der Eingewöhnung. Für Jugendliche und Erwachsene gilt 
die Maskenpflicht nach § 3 Abs. 2 Satz 2 innerhalb der  
Räumlichkeiten der Einrichtung. Während der pädagogischen Interaktion müssen keine Masken 
getragen werden. Für Begleitpersonen im Rahmen der Eingewöhnung gilt die Maskenpflicht nach 
Satz 2, soweit keine unmittelbare Interaktion mit dem einzugewöhnenden Kind vorliegt. Im 
Rahmen der Betreuung von Schulkindern in den Räumlichkeiten der Einrichtung gilt die 
Maskenpflicht nach Satz 2 für diese Kinder sowie das Personal sowohl in als auch außerhalb der 
pädagogischen Interaktion, soweit dadurch die Interaktion im Einzelfall nicht undurchführbar wird. 
Dies gilt auch im Falle einer gemeinsamen Betreuung von nicht schulpflichtigen und 
schulpflichtigen Kindern. Eine Ausnahme von der  Maskenpflicht gilt bei Vorliegen von 
organisatorischen oder persönlichen Gründen, soweit  diese Gründe nicht dauerhaft bestehen, 
zeitlich begrenzt im erforderlichen Umfang. Dies gilt insbesondere zur Nahrungsaufnahme; hier ist 
das Abstandsgebot nach § 3 Abs. 1 zwischenden Jugendlichen und Erwachsenen einzuhalten. 
Alle nicht schulpflichtigen Kinder sind ohne Ansehung ihres Alters in der sie betreuenden 
Kindertageseinrichtung von der Maskenpflicht ausgenommen. 
 
(4) Beim Einsatz von Vertretungskräften gemäß § 2 Abs. 2 Satz 1 der Landesverordnung zur  
Ausführung von Bestimmungen des Landesgesetzes über die Erziehung, Bildung und Betreuung 
von Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege vom 17. März 2021 (GVBl. S. 165, 
BS 216-7-1) in der jeweils geltenden Fassung sowie gemäß der bis zum 1. Juli 2021 geltenden 
entsprechenden Landesverordnung darf seit dem 16. März 2020 bis zum 
Ablauf des 28. Februar 2022 die gemäß der vorgenannten Landesverordnungen geregelte 
Maximalzeit überschritten werden. 
 
(5) Die Durchführung von Vorstands- und Delegiertenwahlen in den Vollversammlungen der Kreis- 
und Stadtelternausschüsse gemäß § 10 Abs. 1 und § 13 Abs. 1 der Landesverordnung über die 
Elternmitwirkung in Tageseinrichtungen der Kindertagesbetreuung (KiTaGEMLVO) vom 17. März 
2021 (GVBl. S. 169, BS 216-7-3) in der jeweils geltenden Fassung wird unter Aussetzung der 
Fristen aus § 10 Abs. 1 Satz 2 sowie § 14 Abs. 1 Satz 2 KiTaGEMLVO ausgesetzt. Eine 
ersatzweise Durchführung mittels fernmündlicher, digitaler oder schriftlicher Formate ist nicht 
zugelassen. Die Aussetzung der Durchführung endet mit Erklärung des Außerkrafttretens dieser 
Regelung. Die Wahlen nach Satz 1 sind nach Außerkrafttreten unverzüglich nachzuholen. Näheres 
regelt das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung in einem entsprechenden 
Rundschreiben. Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Durchführung der Wahl des 
Vorstandes des Landeselternausschusses gemäß § 14 Abs. 2 KiTaGEMLVO. Für die 



Elternversammlungen, die Wahlen der Mitglieder des Elternausschusses und der 
Delegierten/Ersatzdelegierten für die Kreis- und Stadtelternausschüsse, für die 
Vollversammlungen der Kreis- und Stadtelternausschüsse sowie für die Vollversammlung des 
Landeselternausschusses gelten 
1. die Maskenpflicht nach § 3 Abs. 2 Satz 2, 
2. die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 3 Abs. 4 Satz 1, 
3. die Testpflicht nach § 3 Abs. 5 Satz 1 mit der Maßgabe, dass der Test auch vor Ort unter 
Aufsicht des Veranstalters mittels eines mitgebrachten PoC-Antigen-Tests zur Eigenanwendung 
(Selbsttest), der durch das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte zugelassen und auf 
der Website https://www.bfarm.de/DE/Medizinprodukte/Antigentests/_node.html gelistet ist, 
durchgeführt werden kann; der Veranstalter kann festlegen, dass der Testnachweis nur durch 
einen von ihm selbst zur Verfügung gestellten Selbsttest erbracht werden kann. Für Sitzungen des 
Kita-Beirates in Präsenz gelten die Regelungen nach Satz 7 entsprechend. § 5 findet keine 
Anwendung. 
 
(6) Für die Kindertagespflege gelten Absatz 2, mit Ausnahme des Satzes 6 Nr. 1, sowie Absatz 3, 
mit Ausnahme der Sätze 5 und 6, entsprechend. Für die betreuten Kinder gilt unabhängig von 
einer Schulpflicht keine Maskenpflicht. 


